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220 Bekanntmachung f 
der neuen Faſſung der Geſetzesvorſchriften betreffend Lotterieſtempel und Rennwetten. 
Vom 14. Oktober 1933. 


Auf Grund des § 451 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 
497) wird — an Stelle der $$ 34 bis 42 und der Tarifnummer 5 (Lotterieloſe) des übernommenen 
Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juli 1913 (R. G. Bl. S. 639) ſowie an Stelle des Rennwettgeſetzes 
vom 24. Mai 1923 (G. Bl. S. 608) nebſt den dazu ergangenen Abänderungen, die ſämtlich außer 
Anwendung treten, — nachſtehend eine neue, dem Rechtsſtand vom 1. Oktober 1933 entſprechende 
Faſſung der betreffenden Geſetzesbeſtimmungen als „Lotterieſteuer- und Rennwettgeſetz“ bekanntgegeben. 

Danzig, den 14. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


Lotterieſteuer⸗ und Rennwettgeſetz. 
Vom 14. Oktober 1933. 
1 
Beſteuerung von Lotterien und Ausſpielungen 
= 8 1 
Gegenſtand der (1) Im Inland veranſtaltete öffentliche Lotterien und Ausſpielungen unterliegen 


Steuer, : 
Steuerſatz einer Steuer. 


(2) Die Steuer beträgt 20 vom Hundert des planmäßigen Preiſes (Nennwert) 
ſämtlicher Loſe ausſchließlich der Steuer. 


2 En 
Steuerbefreiung Befreit ſind: 8 

a) Ausſpielungen, bei denen Ausweiſe nicht erteilt werden, es ſei denn, daß die 
Gewinne ganz oder teilweiſe in barem Gelde beſtehen, 

b) von der zuſtändigen Behörde genehmigte Lotterien und Ausſpielungen, bei 
denen der Geſamtpreis der Loſe einer Ausſpielung den Wert von 125 Gulden 
nicht überſteigt, und 

c) Ausſpielungen zu ausſchließlich mildtätigen Zwecken, wenn der Geſamtpreis 
der Loſe den Wert von 30 000 Gulden nicht überſteigt. 


§ 3 
(1) Steuerſchuldner ijt der Veranſtalter der Lotterie oder Ausſpielung. Die 


Steuerſchuldner 
Steuerſchuld entſteht mit der Genehmigung, ſpäteſtens aber in dem Zeitpunkt, zu dem 
die Genehmigung hätte eingeholt werden müſſen. 
(2) Die Steuer iſt von dem Veranſtalter zu entrichten, bevor mit dem Losabſatze 
begonnen wird. tee = en : 
§ 4 pos tee 
Der Veranitalter der Lotterie oder Ausſpielung unterliegt der Steueraufſicht. 


S 184 ff. des Steuergrundgeſetzes finden entſprechende Anwendung. 


Steueraufſicht 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 11. 1933.) 


Ausländiſche 
Loſe 
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§ 5 
(1) Die Steuer für ausländiſche Loſe und Ausweiſe über Spieleinlagen beträgt 


0,25 Gulden für je einen Gulden vom planmäßigen Preiſe; ein angefangener Gulden 


wird für voll gerechnet. 

(2) Ausländiſche Werte ſind nach den Vorſchriften über die Berechnung der 
Wechſelſteuer (8 8 Abſ. 3 W. St. G. vom 15. 5. 1931 — G. Bl. S. 375) umzu⸗ 
rechnen. 

(3) Die Steuerſchuld entſteht, ſobald die Loſe oder Ausweiſe in das Inland 
eingebracht werden. Steuerſchuldner ijt, wer Loſe oder Ausweiſe in das Inland eine 
bringt oder als erſter im Inland empfängt. 

(4) Die Steuer iſt, bevor mit dem Vertriebe begonnen wird, ſpäteſtens binnen 


drei Tagen nach dem Tage des Einbringens oder des Empfanges zu entrichten. 


Steuer⸗ 
entrichtung 


Erſtattung 


Staatliche 
Lotterien 


Ausſchließlichkeit 
der Steuer 


Wett⸗ 
unternehmen 


Beurkundung 
der Wette 


§ 6 
. (1) Der Senat beſtimmt, wie die Steuer zu entrichten ijt, insbefondere ob und 
in welcher Weiſe Steuerzeichen zu verwenden ſind. 
(2) Der Steuerbetrag iſt auf volle Gulden nach oben abzurunden. 


8 7 
Eine Erſtattung kann nur dann zugeſtanden werden, wenn eine beabſichtigte Aus⸗ 
ſpielung erweislich nicht zuſtande gekommen iſt. 


§ 8 
(1) Die §§ 2 bis 7 finden auf inländiſche ſtaatliche Lotterien keine Anwendung. 
(2) Die Lotterieſteuer für die Loſe einer ſtaatlichen Lotterie wird durch Die 
Lotterieverwaltung eingezogen und in einer Summe für die Geſamtzahl der von ihr 
abgeſetzten Loſe zur Staatskaſſe abgeführt. 
(3) Eine Abſtempelung der Loſe findet nicht ſtatt. 


$ 9 
Offentliche Ausſpielungen, Verloſungen und Lotterien, für welche die Lotterieſteuer 
zu entrichten iſt, unterliegen keinerlei kommunalen Abgaben. 


II 
Rennwetten 
A. Allgemeine Vorſchriften 
§ 10 

Der Betrieb eines Wettunternehmens für öffentlich veranſtaltete Pferderennen 
oder andere öffentliche Leiſtungsprüfungen für Pferde bedarf der Erlaubnis des 
Senats. 

§ 11 

(1) Die Erlaubnis ſoll in der Regel nur ſolchen Vereinen zur Veranſtaltung 
von Pferderennen erteilt werden, die nach näherer Vorſchrift der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen die Sicherheit bieten, daß jie die ihnen aus dem Betriebe des Wettunters 
nehmens zufließenden Einnahmen ausſchließlich zum Beſten der Landespferdezucht 
verwenden. 

(2) Die Erlaubnis ſoll ſich auch auf die Ortlichkeit, an der die Wetten entgegen⸗ 
genommen oder vermittelt werden, erſtrecken; ſie kann von weiteren Bedingungen ab⸗ 
hängig gemacht, jederzeit beſchränkt oder widerrufen werden. 

(3) Soll der Betrieb des Wettunternehmens gemeinſchaftlich mit Dritten aus⸗ 
geübt oder einem Dritten zur Ausübung überlaſſen werden, bs bedarf es hierzu der 
Genehmigung des Senats. 

§ 12 

(1) Der Wettunternehmer hat über die Wette eine Urkunde (Wettſchein) aus- 
zuſtellen oder die Wette in ein amtlich geliefertes Wettbuch einzutragen. In welchen 
Fällen die Eintragung in das Wettbuch genügt, ſowie welche Angaben der Wett⸗ 
ſchein und die Eintragung im Wettbuch enthalten müſſen, beſtimmt der Senat. 
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(2) Sit der Wettſchein ausgehändigt oder die Wette in das Wettbuch eingetragen, 


ſo iſt die Wette für den Wettunternehmer verbindlich. Ein von dem Wettenden ge⸗ 
zahlter Einſatz kann nicht unter Berufung auf § 762 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
zurüdverlangt werden. Soweit der Einſatz nicht gezahlt ijt, kann er von dem Gewinn 
abgezogen werden. Im übrigen bleiben die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
unberührt. 


B. Strafvorſchriften 
§ 13 


I. Wer ohne die Erlaubnis nach § 11 ein Wettunternehmen für öffentlich ver⸗ 


III. 


IV. 


anſtaltete Pferderennen oder andere öffentliche Leiſtungsprüfungen für Pferde 
betreibt oder ohne die Erlaubnis nach § 11 geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßig Wetten 
für öffentlich im In⸗ und Auslande veranſtaltete Pferderennen oder Leiſtungs⸗ 
prüfungen für Pferde abſchließt oder vermittelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beſtraft; daneben iſt auf Geldſtrafe von zweitauſend bis zweihundert⸗ 
tauſend Gulden zu erkennen; auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden. Bei beſonders milden Fällen kann ausſchließlich auf Geldſtrafe 
erkannt werden. 


Wer geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßig zum Abſchluß oder zur Vermittlung von 


Wetten der zu! bezeichneten Art auffordert oder ſich erbietet oder Angebote zum 
Abſchluß oder zur Vermittlung ſolcher Wetten entgegennimmt, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe von eintauſend bis zweihunderttauſend Gulden und mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Unter dieſe Beſtimmung 
fallen nicht Aufforderungen, Erbieten und Angebote der zugelaſſenen Wett⸗ 
unternehmer ſowie der Perſonen, deren ſich die Wettunternehmer mit Genehmigung 
des Senats zum Abſchluß oder zur Vermittlung von Wetten bedienen, ſoweit 
dieſe Perſonen bei der Abwicklung von Weltgeſchäften im Auftrage des Unter⸗ 
nehmers handeln. 


(1) Wer bei einem Wettunternehmen der zu I bezeichneten Art, das im 
Inlande nicht erlaubt iſt, oder bei einem geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßigen Wett⸗ 
vermittler des In⸗ oder Auslandes, der nicht die Erlaubnis nach § 11 hat, wettet 
oder einen Antrag zum Abſchluß einer Wette ſtellt oder wer zum Abſchluß oder 
zur Vermittlung einer ſolchen Wette einen Auftrag erteilt, wird mit Geldſtrafe 
von einhundert bis zwanzigtauſend Gulden beſtraft. 

(2) In den unter J und II genannten Fällen ſind die empfangenen Einſätze 
oder deren Wert, im Falle zu III die empfangenen Gewinne oder deren Wert 
in dem Urteil für verfallen zu erklären. 


(1) Wer, ohne die Erlaubnis nach § 11 zu beſitzen oder außerhalb der in 
der Erlaubnisurkunde bezeichneten Ortlichkeiten öffentlich oder durch Verbreitung 
von Schriften oder anderen Darſtellungen zum Abſchluß von Wetten anreizt 
oder wer in ſeinen Räumen den Abſchluß oder die Vermittlung von Wetten 
duldet, ohne daß die Räume zum Betriebe eines Wettunternehmens zugelaſſen 
ſind, oder wer geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßig Vorausſagen über den Ausgang 
von Rennen verbreitet, wird mit Geldſtrafe von einhundert bis zwanzigtauſend 
Gulden, im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu Tes Monaten beſtraft. 

(2) Nicht ſtrafbar ſind von der Schriftleitung veranlaßte Veröffentlichungen 
in einer in regelmäßigen Zeitabſchnitten erſcheinenden Druckſchrift, ſofern dieſe 
Druckſchrift nicht ausſchließlich oder überwiegend der Verbreitung von Voraus⸗ 
ſagen dient; ferner ſind nicht ſtrafbar ſolche Veröffentlichungen, ore in der Er⸗ 
laubnis nach § 11 zugelaſſen ſind. 

Alle hier mit Strafe bedrohten Handlungen oder Anterlaſſungen gelten als 


Steuerzuwiderhandlungen im Sinne des § 362 des Steuergrundgeſetzes. Auf 
jie finden die SS 391 ff. des Steuergrundgeſetzes on > Berwaltungs- 


ſtrafverfahren Anwendung. 
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C. Steuervorſchriften 
§ 14 

Steuerſätze, Das Wettunternehmen hat von den bei ihm einlaufenden Wetteinſätzen eine 

Entſtehung Steuer zu entrichten, und zwar: 
Ka 155 1, von am Totaliſator gewetteten Beträgen 16 vom Hundert. Dieſe Steuer iſt 
E auch dann zu entrichten, wenn ausſchließlich Mitglieder beſtimmter Vereine zum 

Wetten zugelaſſen werden. 
Die Steuerſchuld entſteht mit dem Schluſſe der Annahme von Wetteinſätzen. 

2. Von ſonſtigen Wetteinſätzen a n 

a) für Inlandswetten 10 vom Hundert, 

b) für Auslandswetten einen Prozentſatz, der den Betrag der in dem betref⸗ 
fenden Ausland erhobenen ſtaatlichen Steuer oder, wenn eine ſolche nicht 
erhoben wird, den unter a) genannten Steuerſatz nicht überſteigt und vom 
Senat jeweilig feſtzuſetzen iſt. 

Als Inlandswetten gelten ſolche Wetten, die ſich auf im Inlande ſtatt⸗ 
findende Rennen beziehen. 
Die Steuerſchuld entſteht, wenn die Wette verbindlich geworden ijt (§ 12 
Abſ. 2), ſpäteſtens jedoch mit der Entſcheidung des Rennens, auf das ſich die 
Wette bezieht. 
: § 15 
Die Steuerſchuld entſteht ohne Riidjidt darauf, ob das Wettunternehmen erlaubt 
war. 
§ 16 ; 
Steuerſchuldner (1) Steuerſchuldner iſt der Wettunternehmer, im Falle des $ 11 ADJ. 3 derjenige, 
welcher das Wettunternehmen ausübt. Die Steuer iſt innerhalb einer Woche nach 
Ablauf jedes halben Kalendermonats zu entrichten, ſofern ſie nicht durch Verwendung 
und Entwertung von Steuerzeichen erhoben wird. 
2) Der Senat beſtimmt, wie die Steuer entrichtet wird, insbeſondere ob und in 
welcher Weiſe Steuerzeichen zu verwenden ſind. 


§ 17 
Berwendung Mindeſtens ein Drittel des Ertrages der Steuer iſt für Zwecke der Landes⸗ 
der Steuer pferdezucht zu verwenden. 
§ 18 
Steueraufſicht Die Rennwettunternehmen unterliegen der Steueraufſicht. Die SS 184 ff. des 


Steuergrundgeſetzes finden entſprechende Anwendung; darüber hinaus iſt der Senat 
ermächtigt, noch weitere, beſondere Steueraufſichtsmaßnahmen anzuordnen. 


Danzig, den 14. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


221 Verordnung 
f über die Ausgabe von Hafenarbeiterkarten. 
: Vom 24. Oktober 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 73, 74, 76, 78, 79 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. ©. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

Die Verordnung über die Ausgabe von Hafenarbeiterkarten vom 26. Februar 1932 (G. Bl. 
S. 118) erhält folgende neue Safina: 
Verordnung über die Ausgabe von Hafenarbeiterkarten 
: § 1 
(1) Für die Regelung der Zulaſſung zur Hafenarbeit und für die Regelung und Verteilung der 
Hafenarbeit im Hafen von Danzig werden Hafenarbeiterkarten ausgegeben. 


(2) Die Verrichtung von Hafenarbeit im Hafen zu Danzig ijt nur Arbeitnehmern geſtattet, die 


im Beſitze einer giltigen Hafenarbeiterkarte ſind. 
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(3) Welche Arbeiten zu Hafenarbeiten zu rechnen find, beſtimmt der Senat. 


§ 2 
Der Senat ift ermächtigt, nähere Beſtimmungen über Erteilung, Entziehung, Giltigkeitsdauer, 
Ausgabe und Form der Hafenarbeiterkarten ſowie über die Verwendung der Hafenarbeiterkarten zur 
Regelung und Verteilung der Hafenarbeit zu erlaſſen. Für die Ausſtellung der Karten kann eine Ge⸗ 
bühr erhoben werden. 
$ 3 
(1) Mit Geldſtrafe bis zu 1000, — Gulden oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten wird be- 
ſtraft, wer dem § 1 zuwider ohne Hafenarbeiterkarte im Hafen Arbeiter beſchäftigt oder Arbeit 
aufnimmt oder wer den auf Grund des $ 2 vom Senat erlaffenen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 
(2) Zur Strafverfolgung bedarf es eines Antrages der vom Senat zu beſtimmenden Aufſichts⸗ 
behörde. 
Artikel Il 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 24. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Hohnfeldt 
22² Ausführungs verordnung 


zur Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 10. Oktober 1933 
(G. Bl. S. 502). 
Vom 24. Oktober 1933. 
8 1 
Auf Grund des § 5 der Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 
10. Oktober 1933 (G. Bl. S. 502) wird folgendes verordnet: 
Folgende Verbände gelten im Sinne des § 1 der Rechtsverordnung vom 10. Oktober 1933 als 
hinter der Regierung der Freien Stadt Danzig ſtehend: 
1. Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei mit ihren ſämtlichen Unterorganiſationen und 
den ihr angeſchloſſenen Verbänden, 
2. Der Stahlhelm, Bund der Frontſoldaten. 
§ 2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 24. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer 


223 Berichtigung. 

In der Zweiten Verordnung vom 3. Oktober 1933 (G. Bl. S. 481) zur Ergänzung und Durch⸗ 
führung der Verordnung zur Förderung der Eheſchließungen vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 341) 
muß es im S 18 Abſatz 1 ſtatt „fünfzig“ Gulden heißen: „hundert“ Gulden. 


Danzig, den 16. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


224 Druckfehlerberichtigung 

In der Verordnung betr. das Verbot der Sammeltätigkeit im Gebiete der Freien Stadt Danzig 
für die Zeit der Durchführung des Notwerks zur Behebung der Arbeitsloſigkeit vom 19. Oktober 1933 
(G. Bl. Nr. 80 S. 502) muß es auf Seite 503 im § 3 vorletzte Zeile ſtatt „im Nichtbetreibungsfalle“ 
heißen „im Nichtbeitreibungsfalle“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von Al. Schroth in Danzig. 


